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Zentralisieren durch Dezentralisierung? Die
Reform der Kommunalfinanzen in Georgien —
Versuch einer kritischen Wiirdigung

Abstract:

Under the influence of orientation towards European integration, Georgia has
introduced a variety of new laws with the apparent aim to decentralize legislative and
executive powers. This paper shows that the Georgian efforts of decentralization remain
superficial, mainly because they are not backed by additional fiscal competences at the
municipality level. Following an initial description of the pre-reform situation as of
2006 and based upon a detailed account of the structural changes since 2007, the author
gives insight into the conflicts which arise from the lack of institutional congruency.
Neither the extraordinary status of the capital Tbilisi nor the seeming autonomy of the
Rebublic of Adjara are likely to sway the renegade territories of Abchasia and Ossetia
towards a reintegration under Georgian centralized rule as it continues to exist today.
Likewise, the success of the proposed and discussed fiscal equalization scheme depends
on whether the President and his ruling party are willing to delegate powers to the
subodinate jurisdictions.
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1. Die Situation bis Ende 2006

Die territoriale Gliederung Georgiens orientiert sich weitgehend an der 1992 aus der
Sowjetunion ererbten Struktur. Diese wird zwar von der 1995 angenommenen
Verfassung als vorldufig aufgefasst (und wurde zu Beginn diesen Jahres auch deutlich
modifiziert), die Frage einer grundsitzlichen regionalen Neuordnung ist aber
ausdriicklich erst dann zu klidren, wenn das gesamte Staatsgebiet wieder unter Kontrolle
der Zentralregierung ist'. Bis Ende letzten Jahres bestand — entsprechend der
sowjetischen Verwaltungsgliederung — eine dreistufige Struktur (vgl. Abb. 1) aus
staatlicher Ebene, 61 ,,Rayonen® (Kreisen)* und 1004 Kommunen (die teilweise als
,»Gemeinden unselbstindige Kleinstdorfer zusammenfassten). Hinzu kamen auf der
informellen Ebene der neun traditionellen georgischen Regionen® ,,.Gouverneure®, die
den Prisidenten gegeniiber der Rayonebene vertraten. Fiinf groBere Stidte waren
keinem Rayon zugeordnet, sondern erfiillten sowohl diese Funktion selbst wie auch die
als Kommune’. Asymmetrisch durchbrochen wurde dieser Aufbau in der autonomen
Republik Adscharien (die iiber Parlament und Regierung verfiigt) und in der Hauptstadt
Tiflis (deren Status in einem gesonderten Gesetz geregelt ist); nicht erfasst waren und
sind hier die abtriinnigen Gebiete Abchasien und Siidossetien.

Ein gewisses MalB3 an Selbstidndigkeit kam unterhalb dem Zentralstaat lediglich den
Kommunen zu, die einige klassische kommunale Aufgaben vom lokalen Stralenbau bis
zur Abfallentsorgung in Eigenverantwortung wahrnehmen sollten®. Auf Rayonebene
wurden diese Kommunen zwar in einem parlamentarischen Gremium, dem sakrebulo,

"'Vgl. Art. 2(3) Verfassung Georgiens.

* Hinzu kamen fiinf Rayone sowie die Stidte Suchumi, Gagra und Tkvarcheli in der seit 1992
abtriinnigen Republik Abchasien.

? Zu diesen neun Regionen treten noch Adscharien, Abchasien und Siid-Ossetien.

* Diese ,,Gouverneure* haben keinen in der Verfassung garantierten Status, sondern verdanken
ihre Funktion lediglich einem Prisidentendekret — trotz (oder auf Grund) dieser Existenz neben
der Verfassungsordnung haben sie dennoch eine starke Stellung.

> Ahnlich wie diese Stidte wird theoretisch auch Siidossetien mit seiner Hauptstadt Tskhinvali
behandelt, das aber derzeit weitgehend ebenfalls dem Zugriff des georgischen Staates entzogen ist.
% Eine detaillierte Aufstellung der Aufgabenzuordnung findet sich bei UNDP (2005), S. 103f;
neben den genannten fielen in den Bereich der Kommunen u.a. Bibliotheken und ,,Kulturzentren®,
Friedhofe, Umweltschutz, 6ffentlicher Nahverkehr, Stadtplanung und z. T. Feuerwehren.
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reprisentiert, der aber de facto kaum Einflussmoglichkeiten hatte’; die Macht in den
Rayonen lag auf Seiten der Exekutive. Auch diese hatte allerdings keine
Entscheidungsgewalt auf dezentraler Ebene, sondern war lediglich ausfithrendes Organ
der Zentralregierung. Die Rayone bildeten somit keine echte zweite Entscheidungs-
ebene, sondern lediglich dekonzentrierte Abteilungen der Zentralverwaltung.

Abb. 1: Verwaltungsgliederung Georgiens bis Ende 2006

| Staatliche Ebene |

| 5 grofe Stidte |

‘ 1004 Dorfer, Gemeinden|

Quelle: Eigene Darstellung

Wendet sich die Betrachtung nun den bis Ende letzten Jahres den Kommunen
tatsidchlich gegebenen Gestaltungsmoglichkeiten zu, so fillt als erstes deren strukturell
desolate Einnahmensituation ins Auge. Zwar war der kommunalen Ebene die Land- und
Vermogenssteuer zugewiesen, eine freigestellte Fliche von fiinf Hektar und ein
Freibetrag von 40.000 Lari (ca. 18.000 €) sorgten allerdings angesichts der
Einkommens- und Eigentumsverhiltnisse insbesondere in den lindlichen Gebieten®
dafiir, dass insbesondere auflerhalb von Tiflis das Aufkommen aus diesen Steuern nur
einen kleinen Teil der Ausgaben decken konnte’. Und aus der den Kommunen ebenfalls
zustehenden Spielsteuer'® lieBen sich auBerhalb der Hauptstadt praktisch iiberhaupt
keine signifikanten Einnahmen erzielen (vgl. Tab. 1).

’ Die Bedeutungslosigkeit der Legislative in den Rayonen wird daran deutlich, dass in lindlichen
Gegenden der sakrebulo hiufig kaum noch zusammentrat, weil die oft beschwerliche Anreise von
den Mitgliedern als unverhéltnismafBig im Vergleich zum Ertrag der Arbeit empfunden wurde.

¥ Hinzu kam, dass groBerer privater Besitz zur Steuervermeidung problemlos nominell auf
Familienangehorige verteilt werden konnte — ein Problem, an dem sich auch durch die Reform zu
Beginn diesen Jahres nichts gedndert hat.

? Innerhalb eines vorgegebenen Bandes konnten die Kommunen sogar die Sitze dieser Steuern
frei festlegen, Tiflis nutzte dabei den Spielraum nach oben voll aus, der Steuersatz lag somit — je
nach Art des Vermdgens — bei bis zu einem Prozent.

19 Seit 2007 ist die Spielsteuer in eine Gebiihr iiberfiihrt worden, die weiterhin der kommunalen
Ebene zusteht.



Tab. 1: Einnahmen aus Vermogen- und Spielsteuer (nach Regionen)

Region 2000 2001 2002 2003 2004 2005
Abchasien* 735,8 297,0 291,4 549,9 535,7 342,7
Adscharien 2850,6 4006,4 5256,2 6453,4 3526,8 5111,5
Tiflis 19649,5 21042,6 26079,5 38012,2 27558,5 36556,4
Region Kachetien 3984,2 4366,1 44244 2997,6 3716,3 4564,5
Region Imeretien 5517,4 4690,4 5967,8 6304,4 5129,2 42424
Region Megrelien und Ober- 3615,5 3241,0 31759 2666,7 35772 6586,8
Swanetien

Region Schida Kartli 2685,0 2123,0 2309,4 2133,6 1623,5 18949
Region Kwemo Kartli 5002,8 5005,0 4049,5 4852,0 5613,9 6884,8
Region Gurien 810,9 874,4 717,6 744.,9 666,2 1054,3
Region Samzche- 1855,4 1947,8 1541,7 1623,4 1335,8 1603,1
Dschawachetien

Region Mzcheta-Mtianeti 1399,0 1528,1 14649 1529,2 1624,9 2243,0
Region Raga-Letschchumi 195,1 2279 109,1 152,8 140,2 1924
und Nieder-Swanetien

insgesamt 48301,5 49349,6 55386,7 68020,2 55048,3 71276,9
Vermogensteuer gesamt 46404,4 452927 52050,8 63546,6 46571,2 60372,8
Vermogensteuer ohne Tiflis 28594, 1 28230,3 292221 29877,9 27109,6 33630,9
Spielsteuer gesamt 1897,1 4056,9 33359 4473,6 8477,1 10904,1
Spielsteuer ohne Tiflis 57,9 76,7 85,1 1301 380,2 1089,6

* Angaben flir Abchasien beziehen sich nur auf den (kleinen) georgisch kontrollierten Teil der Region

Quelle: Georgisches Finanzministerium

Damit waren die georgischen Kommunen zwar nominell selbstéindig, aber — siecht man
von Tiflis ab — praktisch weitgehend mittellos gestellt. Neben der nahe liegenden (und
uniibersehbaren) Vernachldssigung kommunaler Aufgaben fiihrte dies dazu, dass sie,
um 1im Bereich ihrer Aufgaben selbst eine unabdingbare Grundversorgung
sicherzustellen, auf individuelle Zuweisungen aus dem zentralen Haushalt angewiesen
waren. Da weder ein Finanzausgleichssystem existierte, noch diese Zuwendungen sonst
nach allgemeinen gesetzlichen Regelungen gewidhrt worden wéren, kam es hier in erster
Linie auf gute Verbindungen zu den Entscheidungstragern an. Da diese Verbindungen
am direktesten tiiber die Strukturen und personlichen Loyalitdten innerhalb der
Regierungspartei (der ,,Nationalen Bewegung* Prisident Saakashvilis) liefen, war es fiir
Kommunen wenig ratsam, dieser in Wahlen und Abstimmungen die Gefolgschaft zu



verweigern''. Im Ergebnis fand Selbstverwaltung so nur an der kurzen Leine der
Zentralregierung statt, die iiber den finanziellen Hebel problemlos und nach Gutdiinken
auch in origindr kommunale Angelegenheiten hineinregieren und sich gleichzeitig
durch die Konkurrenz um Finanzzuweisungen auch die Unterstiitzung von Eliten und
Wihlern fiir Angelegenheiten der nationalen Ebene sichern konnte.

Etwas anders stellte sich die Situation fiir das knappe Drittel der georgischen
Bevolkerung dar, das in Tiflis lebt, da hier die finanzielle Abhdngigkeit nicht im
beschriecbenen Malle gegeben war. Hier allerdings wurde der Biirgermeister nicht
gewihlt, sondern direkt vom Prisidenten ernannt'?, so dass auch hier der direkte Zugriff
der Prasidialmacht weitgehend gewihrleistet war. Somit ergab sich an Stelle einer
Verteilung von Aufgaben und Gestaltungsmoglichkeiten auf unterschiedliche Ebenen
ein System, das sdmtliche Entscheidungstriger in hohem Malle an Vorgaben der
Zentralregierung band und gleichzeitig half, deren Machterhalt ldngerfristig
abzusichern. Im Zusammenspiel mit der auf den Prédsidenten zugeschnittenen Struktur
der seit 2004 iiberméchtigen ,,Nationalen Bewegung* stellte sich Georgien als hoch
zentralisiertes Staatswesen dar, in dem der Prisident eine Kontrolle oder gar
Beschriankung seiner Entscheidungsgewalt durch dezentrale Gebietskorperschaften oder
deren Vertreter nicht zu fiirchten brauchte'”.

2. Die Reform 2007

Auf Druck des Europarates, dem Georgien im Jahre 2004 beitrat, sah sich die Regierung
Saakashvili genotigt, Georgien dezentraler zu organisieren und Aufgaben an
untergeordnete Gebietskorperschaften abzugeben. Dies fithrte zu einer gesetzlichen
Neuregelung, die im Frithsommer 2006 verabschiedet wurde und neben einer volligen
Umordnung der Ebenen der bisherigen Rayons und Kommunen erstmals auch einen
(vertikalen) Finanzausgleich beinhaltet. Entsprechend der Neuregelung wurden die
bisher bestehenden 1004 Doérfer und Gemeinden mit Beginn des Jahres 2007 zu 61
Munizipalititen zusammengefasst, die in ihrer regionalen Ausdehnung den bisherigen
Rayonen entsprechen'®. Hinzu treten als weitere ,,Local Government Units* (LGUs) die
fiinf bis dahin ,,rayonfreien Stidte (vgl. Abb. 2).

' Kommunalvertreter aus der Region Jawachetien, in der sich in einer Abstimmung kurzfristig
eine Mehrheit gegen die ,,Nationale Bewegung® ergeben hatte, sollen vom Finanzministerium
anschlieBend auf die Bitte nach Zuweisungen beschieden worden sein, man moge sich an die
Opposition wenden, die habe man ja schlieBlich gewéhlt.

12 Mittlerweile ist der Biirgermeister vom sakrebulo mit der Mehrheit der Nationalen Bewegung
im Amt bestitigt worden. — Eine &hnliche Situation wie in Tiflis bestand auch in Poti (knapp
50.000 Einwohner, neben Batumi Georgiens wichtigster Schwarzmeerhafen). In den anderen
groflen Stddten (Zugdidi, Kutaisi, Bolnisi und Gori) wurde der Biirgermeister zwar grundsitzlich
schon seit der Unabhéngigkeit vom sakrebulo gewahlt, aber nach der Rosen-Revolution hat die
neue Regierung die Riicktritte der dortigen Biirgermeister herbeigefiihrt und interimsweise
Nachfolger eingesetzt. Im Anschluss an die Kommunalwahlen im Herbst 2006 sind diese Biirger-
meister ebenfalls vom jeweils zustindigen sakrebulo bestétigt worden.

" Dies gilt nur mit starker Einschrinkung fiir die Rolle der Hauptstadt, vgl. dazu unten. — Zur
Situation in der autonomen Republik Adscharien vgl. ebenfalls unten.

' Die bisherigen Déorfer und Gemeinden wurden somit nicht, wie im Vorfeld vielerorts zu horen
»abgeschafft”, sondern zu gréeren kommunalen Einheiten zusammengelegt.
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Der sakrebulo, bisher in den Rayonen von Exekutivvertretern der Dorfer und
Gemeinden besetzt, wird seit diesem Jahr 2007 (wie zuvor bereits in den groBen
Stidten) von der Bevolkerung jeder LGU direkt gewihlt'> und ist somit zu einem
echten Selbstverwaltungsorgan aufgewertet. Insbesondere bestimmt er den
Biirgermeister der Stddte und Munizipalitdten sowie Verwalter, die in den Dorfern die
Aufgaben der lokalen Exekutive wahrnehmen. Biirgermeister und Verwalter sollen
dabei nicht ,politisch gewédhlt, sondern die Stellen nach einem
Ausschreibungsverfahren besetzt werden. Die neuen LGUs haben mit der Reform
wesentliche Kompetenzen erhalten. Thnen werden nicht nur sd@mtliche Aufgaben
zugewiesen, die bisher bereits den Kommunen zugeordnet waren, sondern auch die, die
im bisherigen System auf der Rayonebene dekonzentriert ausgefiihrt wurden. Damit
haben sie Téatigkeitsfelder im Bereich der Bildung und des Gesundheitswesens erhalten,
auflerdem ist ithnen nun neben dem gesamten Kulturbereich und der Regionalplanung
auch die Verantwortung fiir die 6ffentlichen Versorgungsbetriebe'® iibertragen.

Abb. 2: Verwaltungsgliederung Georgiens ab 2007

’ Staatliche Ebene |

Quelle: Eigene Darstellung

Insgesamt wird der Zuwachs an Aufgaben der Kommunen allerdings dadurch
konterkariert, dass gerade im Bereich der Versorgungsunternechmen derzeit massiv
Privatisierungen vorangetrieben werden, obwohl angesichts der Einkommenssituation
der Verbraucher gerade in den ldndlichen Gebieten hier auf ldngere Sicht
Subventionsbedarf in groBem Umfang gegeben ist, soll nicht groBen Teilen der
Bevolkerung buchstiblich Strom, Gas und Wasser abgestellt werden. Somit besteht die
Gefahr, dass die neue kommunale Verantwortung in diesen Bereichen auf die
Auszahlung von Subventionen an privatisierte Versorger zusammenschrumpfen konnte.
Ahnliches gilt im Gesundheitswesen, wo ebenfalls in einigen Bereichen privatisiert
wird. Im Bildungsbereich dagegen ist den Kommunen lediglich die Verantwortung fiir

' Die Wahl erfolgt — wie auf nationaler Ebene — nach einem Grabensystem, bei dem neben in den
bisherigen Dérfern direkt gewahlten Vertretern auch eine substantielle Anzahl von Kandidaten
iiber Parteilisten nach Verhéltniswahlrecht Sitze erhalten.

'® UNDP (2005), S. 103, listet hier neben Wasser- Elektrizitits- und Gasversorgung sowie
Abwasserentsorgung auch die Versorgung mit Fernwédrme auf, die aber landesweit seit einigen
Jahren nicht mehr angeboten wird.



den Primarschulbereich, also die vorschulische Erziehung, tibertragen, wihrend die

eigentlichen Schulen direkt von Tiflis aus (unter-)finanziert werden'”.

Tab. 2: Einnahmen aus der Einkommensteuer (aggregiert nach Regionen)

Region 2000 2001 2002 2003 2004 2005
Abchasien* 853,4 978,7 1137,2 1237,5 22379 1408,5
Adscharien 10999,1 14236,8 18753,5 18435,7 17058,7 16112,0
Tiflis 65077,4 834327 85551,9 89340,0 | 170652,6 | 191642,6
Region Kachetien 3079,5 3993,9 4004,8 4476,4 7049,7 6388,6
Region Imeretien 8015,2 9642,5 9491,2 10804,3 18944,5 17745,7
Region Megrelien und Ober- 5580,3 5918,1 6255,0 6893,8 10813,3 12238,5
Swanetien

Region Schida Kartli 2659,3 3077,8 3495,5 4003,0 62343 6249,2
Region Kwemo Kartli 7311,1 8387,6 7527,9 10313,3 20685,6 24759,4
Region Gurien 773,3 1289,5 1422,0 1346,9 2547,7 27473
Region Samzche- 1476,3 2038,6 2503,3 3109,5 7586,0 6771,7
Dschawachetien

Region Mzcheta-Mtianeti 2131,9 2092.,9 2254,8 21713 3523,6 3482,8
Region Raga-Letschchumi 4454 663,5 639,1 749,2 1349,0 11412
und Nieder-Swanetien

insgesamt 108402,2 | 135752,7| 143036,3 | 152881,0 | 268682,9 | 290687,6
Einkommensteuer ohne Tiflis 43324,7 52320,0 57484,4 63541,0 98030,2 99045,0

* Angaben fiir Abchasien beziehen sich nur auf den (kleinen) georgisch kontrollierten Teil der Region

Quelle: Georgisches Finanzministerium

Dennoch stellt sich mit dieser Verlagerung wichtiger staatlicher Aufgaben noch weit
driangender als bisher die Frage einer ausreichenden Finanzausstattung der kommunalen
Ebene. Diese wird nach aktuellem Stand mit der Zuordnung der Einkommensteuer zu
den Kommunalhaushalten — zusidtzlich zu den diesen bereits bisher zustehenden
Vermdgens- und Spielsteuern — beantwortet'®, was nahe liegt, da bereits im bisherigen
System der groBte Teil des Einkommensteueraufkommens' von den Stadt- und

" Die Schulen erhalten feste Zuweisungen pro Schiiler und sind dariiber hinaus angehalten,
weitere Finanzierungsquellen zu erschlieen. Hierfiir kommen — neben der ortlichen Privatwirt-
schaft — auch die Budgets der Kommunen in Frage.
' Hier haben die Kommunen keine Einflussméglichkeiten auf den Steuersatz, der somit weiterhin
zentral festgelegt wird (und momentan bei einheitlich 12% liegt).
1 Bisher waren 85% nicht nur der Einkommen-, sondern auch der Gewinnsteuereinnahmen der

Rayonebene zugeordnet.




Rayonverwaltungen fiir die bisher auf Rayonebene wahrgenommenen Aufgaben
verwendet wurde. Dennoch ist davon auszugehen, dass dieses Steuerautkommen (das
zudem regional stark schwankt®’) bei weitem nicht ausreichen wird, um auch nur den
bisherigen Umfang der nun den Kommunen zugeordneten Leistungen aufrechterhalten
zu konnen (vgl. Tab. 2).

Hinzu kommt, dass manche Beobachter bereits Anzeichen zu erkennen meinen, dass
den Kommunen schon bald der neuerliche Entzug der Einkommensteuer durch die
Zentralregierung drohen konnte?'. Zumindest fiir &rmere Regionen allerdings hilt die
Reform einen weiteren, neuen Finanzierungsbaustein in Form des vertikalen
Finanzausgleichs bereit. Dieser erstattet in Form eines direkten, nicht zweckgebundenen
Transfers aus dem Staatshaushalt und gemédf einer gesetzlich festgeschriebenen Formel
den Kommunen mit unterdurchschnittlichen Pro-Kopf-Einnahmen einen Grofteil (in
der Regel 70 Prozent) der Differenz zum Durchschnitt (vgl. Abb. 3).

Abb. 3: Die Formel des georgischen kommunalen Finanzausgleichs seit 2007

Ti= (R—Ri) -Pi- K- 70%

T;= Transfer an Kommune i aus dem Finanzausgleich

R = durchschnittliche fiir das kommende Jahr erwartete Pro-Kopf-Einnahmen aus Steuern und

Gebiihren aller Kommunen

R; = fiir das kommende Jahr erwartete Pro-Kopf-Einnahmen aus Steuern und Gebiihren der Kommune

P; = Einwohnerzahl der Kommune i

K = Korrekturkoeffizient (ggf. Beriicksichtigung von Gebirgslage und geringer Bevélkerungsdichte)®

Der Finanzausgleich leidet allerdings unter einem dreifachen Problem. Zum einen ist
auch bei durchschnittlich finanzkréftigen Kommunen nach den Erfahrungen aus der
Vergangenheit nicht damit zu rechnen, dass sie selbststindig werden haushalten
konnen, zum zweiten hat das Finanzministerium bei der Bestimmung der zu

2 ygl. UNDP (2005), S. 115.

*! Das der Regierung nahe stehende Liberty Institute, in der Vergangenheit bereits mehrfach als
Vorauskommando im Vorfeld politischer Verdnderungen eingesetzt, hat eine solche
Riickiibertragung der personlichen Einkommensteuer bereits 6ffentlich angeregt. 2007 haben die
LGUs das Einkommensteueraufkommen auf dem Wege des Jahreshaushaltsgesetzes zwar
erhalten, aber das beschlossene Gesetz iiber den Finanzausgleich ordnet die Steuer grundsétzlich
zunichst der zentralen Ebene zu, ihre Zuordnung in den kommenden Jahren ist offen.

22 Im Gesetz steht hier tatsichlich K als Koeffizient, obwohl sinngemiB fiir jede Kommune ein
Koeffizient K; ermittelt werden muss. Auch die genaue Bestimmung des Koeffizienten ist nach
der gegenwirtigen Gesetzeslage noch unklar.



erwartenden Einnahmen substantiellen Spielraum, die Zahlen niedrig zu halten, so dass
in vielen Fillen der Ausgleich niedriger als bei einer Berechnung nach den
tatsdchlichen Einnahmen ausfallen diirfte, und zum dritten wird bei der Ermittlung des
durchschnittlichen kommunalen Einkommens mit Tiflis die einzige relativ wohlhabende
Kommune nicht mit einbezogen. Insgesamt ist also nicht zu erwarten, dass der
Finanzausgleich die allgemein desolate Finanzlage, die fiir die neuen LGUs zu erwarten
ist, substantiell verbessern kann (vgl. Tab. 3).

Tab. 3: Einnahmen, Ausgaben und Finanzausgleich (nach Regionen)

Region Einwo Einnahmen Ausgaben Finanz- Zweckge-
hner (Steuern und ausgleich bundene
(Tsd.) sonstige) Transfers*
gesamt pro Kopf |gesamt pro |gesamt |pro gesamt |pro
(Tsd.) (Tsd.) Kopf |(Tsd.) |Kopf |(Tsd.) |Kopf
Abchasien** (ca. 320)
Adscharien 369,0 | 82602,7 223,9 | 840004 | 227,6 | 4555,0 | 12,3 00| 00
Tiflis 1030,0 | 325596,2 316,1 | 317933,5 | 308,7 0,0 0,0 0,0 00

Region Kachetien | 406,0 | 16031,5 39,5 | 295953 | 72,9| 268,0 0,7 1790 04

Region Imeretien 667,2 | 40170,9 60,2 61510,5| 92,211206,0 1,8 1215,0 1,8

Region Megrelien | 367,3 | 23185,2 63,1 40989,3 | 111,6 | 793,0 2,2 309,0 0,8
und Ober-
Swanetien

Region Schida 319,6 | 14403,2 45,1 | 25610,5| 80,1|1208,0 3.8 620 02
Kartli

Region Kwemo 490,0 | 38665,2 78,9 | 461004 | 94,1 |1377,0 28| 171,01 03
Kartli

Region Gurien 142,8 6589,5 46,1 13762,9 | 96,4 | 223,0 1,6 1390 1,0

Region Samzche- 204,8 | 19135,7 93,4 30390,7 | 148,4 | 126,0 06| 1260 0,6
Dschawachetien

Region Mzcheta- 126,2 7195,5 57,0 13382,7 | 106,0 | 756,0 6,0 1180 0,9
Mtianeti

Region Ratscha- 49,3 2266,4 46,0 7863,9 | 159,5| 891,0| 181 | 2910 59
Letschchumi und
Nieder-Swanetien

Insgesamt 4172,2 | 575842,0 | 138,0| 671140,1 | 160,9

ohne Tiflis 3142,2 | 250245,8 79,6 | 353206,5 | 112,4

* Transfers fir delegierte Aufgaben

** Angaben fiir die abtriinnige Region Abchasien liegen nicht vor

Stand: 2004; Finanzzuweisungen 2007 (berechnet auf Grund vorldufiger Daten)
Quelle: Georgisches Finanzministerium



Was trotz der Reform fiir die ndhere Zukunft zu erwarten ist, ist somit eine Fortsetzung
der Abhidngigkeit der Kommunen von individuellen Transfers der Zentralregierung.
Angesichts der Fiille neuer Aufgaben, die erneut nicht durch entsprechende finanzielle
Mittelzuweisungen (oder gar die Moglichkeit, selbstdndig Einnahmen zu generieren)
gedeckt sind, diirfte diese Abhédngigkeit sogar noch zunehmen, so dass es die Reform,
die ja unternommen wurde, um der Dezentralisierungsforderung des Europarates zu
gentigen, in der Realitédt die zentralistische, auf den Prisidenten und seine Gefolgsleute
zugeschnittene Schlagseite des georgischen Staatsaufbaus noch verstirken diirfte.

3. Adscharien als Priazedenzfall?

Die kleine Republik Adscharien, 1635 bis 1878 Teil des osmanischen Reiches, aber
traditionell georgisch besiedelt®, ist die einzige autonome Verwaltungseinheit innerhalb
des heute von Tiflis kontrollierten Georgien. Wenn es also darum geht, eine Vorstellung
von Moglichkeiten regionaler Autonomie innerhalb Georgiens zu gewinnen, wie sie
eines Tages auch in Siid-Ossetien und Abchasien etabliert werden konnte, liegt es nahe,
einen Blick auf diese bergige Gegend am Schwarzen Meer zu werfen.

Adscharien umfasst mit 2900 km? zwar nur 4,2 Prozent des georgischen Staatsgebietes,
mit ca. 376.000 Einwohnern (von denen etwa ein Drittel in der Hauptstadt Batumi lebt)
aber ein knappes Zehntel der Bevolkerung. Durch Georgiens grofiten
Schwarzmeerhafen in Batumi und die Lage an der tiirkischen Grenze gewinnt
Adscharien zudem eine gewisse strategische Bedeutung fiir die ganze Region®. Es ist
mit einer eigenen Verfassung ausgestattet und wéhlt ein Parlament und einen
Regierungschef, der Grad der faktischen Selbstdndigkeit des Gebietes hat sich in den
vergangenen Jahren allerdings grundsitzlich gewandelt. Bis 1992 war Adscharien als
Autonome SSR Teil der sowjetischen Verwaltungsstruktur und entsprechend der
zentralen Moskauer Kontrolle unterworfen. Im Zuge der Auflosung der Sowjetunion
aber gelang es dem georgischen Funktiondr Aslan Abashidze, die Kontrolle {iber
Adscharien zu gewinnen und — mit Unterstiitzung der russischen Fiithrung — eine
autokratische Herrschaft in weitgehender Unabhéngigkeit vom georgischen Staat zu
etablieren, insbesondere wurden keine staatlichen FEinnahmen mehr an die
Zentralregierung weitergeleitet. In den darauf folgenden Jahren regierte er mit stark
kleptokratischen Tendenzen, ohne allerdings eine volle staatliche Souverénitét
Adschariens anzustreben. Nach einigen erfolglosen Versuchen des georgischen
Priasidenten Eduard Shevardnadse in den 1990er Jahren, das Problem einer Losung
nidher zu bringen, gelang es erst im Jahre 2004 dessen neugewihltem Nachfolger
Michail Saakashvili, diese faktische Unabhingigkeit der autonomen Republik zu
beenden und sie in das georgische Staatswesen zuriickzufithren. Zu Hilfe kam ihm
dabei, dass die bis dahin amtierende adscharische Regierung unter Abashidze das
russische Interesse an der Erhaltung des status quo offenkundig tiberschitzt hatte. Wei-

» Als Erbe der tiirkischen Zeit ist heute ein substantieller Anteil der adscharischen Bevélkerung
muslimischen Glaubens (Schétzungen bis zu 70%, vgl. International Crisis Group [2004], S. 2).

* Von Batumi aus wird u. a. aserbaidschanisches Erdél iiber das Schwarze Meer verschifft, auBer-
dem benutzt ein grofer Teil des armenischen Auflenhandels Routen, die durch Adscharien fiihren.
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testgehend auf sich allein gestellt und in der Hauptstadt Batumi bald mit Protesten einer
unzufriedenen Bevolkerung konfrontiert, sah sich Abashidze Anfang Mai 2004 zum
Riicktritt gezwungen und begab sich ins russische Exil. Damit war der Weg frei fiir
Wahlen zum adscharischen Parlament, die erwartungsgemédl eine grofle Mehrheit fiir
Saakashvilis Partei ,,Siegreiches Adscharien* ergab.

Nichtsdestotrotz schrankte das georgische Parlament im Juli 2004 die bis dahin de facto
gegebenen Autonomierechte Adschariens deutlich ein”. Somit wird nun nicht nur das
Amt des adscharischen Regierungschefs auf Vorschlag des georgischen
Staatsprdsidenten besetzt, dieser hat auch das Recht, das Parlament in Batumi nach
Belieben aufzulosen®®. Dariiber hinaus konnen dessen Beschliisse durch das zentrale
georgische Parlament jederzeit aufgehoben werden. Dementsprechend steht die
Autonomie Adschariens sozusagen unter Zustimmungs-vorbehalt. Nach Artikel 20 des
Statusgesetzes diirfen adscharische Minister nur nach Zustimmung der entsprechenden
Ressorts der Zentralregierung durch das Parlament in Batumi bestellt werden, und es ist
Adscharien nicht nur untersagt, Ministerien fiir Fragen der Verteidigung, sondern auch
der inneren Sicherheit zu bilden. Folgerichtigerweise ist — nach Artikel 15 Statusgesetz
— die adscharische Regierung nicht nur den Biirgern der Autonomen Republik und
ihrem Parlament, sondern auch direkt dem Staatsprisidenten verantwortlich.”” Diese
Konstruktion wurde zwar vom Europarat bereits wihrend der Anhoérungsphase zum
Statusgesetz als ,,demokratisch fragwiirdig® und ,kaum vereinbar mit einem
Autonomiestatus“®® kritisiert, nichtsdestoweniger aber in geltendes Recht umgesetzt.

Durch Verfassung und Statusgesetz nicht weiter beschrinkt werden Rechte und
Aufgaben der adscharischen Kommunen, deren Stellung somit — heute ebenso wie vor
der Reform zu Beginn des Jahres — der der anderen georgischen Kommunen entspricht.
Letztendlich haben kommunale Ebene und Zentralregierung auch in Adscharien alle
Kompetenzen, die sie in den anderen Landesteilen haben, wenn auch letztere teilweise
vermittelt durch die adscharische Regierung. Diese Vermittlung wird zum
gegenwirtigen Zeitpunkt dadurch vereinfacht, dass die in Adscharien politisch
verantwortlich handelnden Personen der Partei (bzw. ,Bewegung®) Président
Saakashvilis angehéren und wie Weisungsempfinger agieren. Auch wenn der
adscharischen Republik umfangreiche Kompetenzen zugewiesen werden, war von
Anfang an die Finanzierung der damit verbundenen Aufgaben weitgehend unklar® und
lieB Batumi in weitestgehender Abhédngigkeit von individuellen Zuweisungen der
Zentrale, womit sich diese die Kontrolle tiber die nominell autonome Republik erhielt.

3 Dies geschah mit dem ,,Gesetz iiber den Status der Autonomen Republik Adscharien®, das zum
ersten Mal seit der georgischen Unabhingigkeit den Status Adschariens klar gesetzlich definierte,
wihrend das Abashidze-Regime gegeniiber der Zentrale in einem weitgehend rechtsfreien Raum
agiert hatte.

2 vgl. Art. 12 Statusgesetz.

*7 Vgl. International Crisis Group (2004), S. 11 — hier findet sich auch die Bewertung, dass ,.[...]
the eventual legislation left the region with little more than nominal autonomy.”

% Vgl. Venice Commission (2004), S. 5 — allgemein beanstandet der Bericht an vielen Stellen
einen Mangel an Moglichkeiten der adscharischen Institutionen, ihre Rolle selbst zu definieren
und unabhéngig zu agieren.

¥ Vgl. Venice Commission (2004), S. 6, wo auch die Bedeutung der finanziellen Ausstattung fiir
die adscharische Autonomie insgesamt betont wird: ,,To find a sustainable solution for this
problem seems to be of utmost importance for the future relationship to Adjara and for the
determination of the essentials of the status of Adjara.
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Daran diirfte auch die neu eingefiihrte Zuordnung der auf adscharischem Gebiet
anfallenden Gewinnsteuer zum Haushalt der autonomen Republik wenig dndern. Zwar
schafft sie die theoretische Moglichkeit, dass hier in einer gewissen finanziellen
Unabhingigkeit (nach Artikel 22 Statusgesetz bewegt sich diese ohnehin nur ,,im durch
die georgische Gesetzgebung vorgegebenen Rahmen®) ein mit der Zentrale
konkurrierendes Machtzentrum heranwachsen konnte, allerdings stimmen die
Beobachter tiberein in der Einschédtzung, dass bei den gegebenen Mehrheitsverhalt-
nissen im georgischen Parlament eine solche Entwicklung — beispielsweise durch
Entzug der Gewinnsteuermittel oder eine weitere Einschrdnkung der Autonomie — im
Ansatz erstickt werden diirfte.

In der Summe entsteht so das Bild einer lediglich auf dem Papier bestehenden
Autonomie der Republik Adscharien, die mit der Selbstdndigkeit beispielsweise eines
deutschen Bundeslandes (oder auch nur eines Schweizer Kantons) nicht im Ansatz
vergleichbar ist. Auch wenn dieser Zustand von der adscharischen Bevolkerung
problemlos akzeptiert werden mag’’, so wird damit doch die Moglichkeit verspielt, hier
einen Prizedenzfall fiir die eventuelle Reintegration Siid-Ossetiens oder gar Abchasiens
aufzubauen®’. Erschwerend kommt dabei hinzu, dass die georgische Regierung
Riickgewinnung und Autonomiestatut Adschariens ausdriicklich als Prézedenzfall in
diesem Sinne dargestellt, dann aber eine Politik der Zentralisierung und Kontrolle
eingeschlagen hat, was in Stid-Ossetien und Abchasien auch sehr bewusst registriert
wurde. In der bisherigen Form entfaltet das Verstdndnis regionaler Autonomie, das die
gegenwirtige georgische Politik bestimmt, am Beispiel Adschariens somit keinerlei
Anziehungswirkung, sondern zieht im Gegenteil die Glaubwiirdigkeit auch der
Autonomieangebote mit in Zweifel, mit denen die georgische Regierung versucht,
Bewegung in die Entwicklungen in den heute noch abtriinnigen Gebieten zu bringen.

4. Der Sonderfall Tiflis

Obschon die einzige nominell autonome Republik, ist Adscharien gleichwohl nicht die
einzige Asymmetrie im georgischen Staatsaufbau und somit auch nicht das einzige
Beispiel fiir die Moglichkeit einer gewissen Unabhingigkeit auf subnationaler Ebene.
Die Hauptstadt Tiflis besitzt zwar keine explizite Autonomie, gewinnt eine
Sonderstellung aber unter anderem daher, dass ihr Status in einem besonderen
,~Hauptstadtgesetz* geregelt ist. Bis zum Ende des vergangenen Jahres war die
wichtigste Besonderheit, die daraus hervorging, der Umstand, dass die Hauptstidter
thren Biirgermeister nicht selbst wihlten, sondern dieser vom Présidenten ausgewihlt
und ernannt wurde®”. Bedeutender allerdings als die gesetzlichen Regelungen ist es,
dass die Hauptstadt aus ihrer Rolle als unbestrittenes Zentrum des Landes ein Potential
gewinnt, das sie in ihrer Bedeutung weit {iber alle anderen Stiddte Georgiens hinaushebt.
Mit 1,5 Millionen Einwohnern beherbergt die Stadt etwa jeden dritten Biirger des
Landes in ihren Grenzen, und die wirtschaftliche Leistung Georgiens entsteht zum

% Griinde hierfiir sind im Fehlen ethnischer Gegensitze zu den anderen Teilen Georgiens und in
den Erfahrungen mit der weitgehenden Selbstéindigkeit unter dem Abashidze-Regime zu suchen.

1 Vgl. Economist (2005).

2 Vgl. §22 (1) Hauptstadtgesetz
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GroBteil hier. Da fast alle groeren Vermogen und ein Grofiteil des wertvolleren
Immobilienbesitzes in Tiflis registriert sind, ist die Stadt auch die einzige Kommune des
Landes, die iiber umfangreiche Einnahmen aus der Vermogenssteuer verfiigen kann™.
Entsprechend kann es kaum verwundern, dass der gegenwirtige Prasident Saakashvili
seinen politischen Aufstieg als Vorsitzender des Stadtparlamentes der Hauptstadt
begann. Hier gelang es ihm, sich zu etablieren und eine Machtposition aufzubauen, von
der aus er den Angriff auf die Spitze des Staates wagen konnte. Im Prisidentenamt
angekommen, ist er nun selbst bemiiht, sicherzustellen, dass Tiflis unter Kontrolle
seiner ,,Nationalen Bewegung*“ bleibt, die im Stadtparlament momentan iiber eine
Mehrheit von tiber 80 Prozent verfiigt.

Mit der aktuellen Verwaltungsreform wurde mit Beginn des Jahres 2007 die politische
Position der Hauptstadt weiter gestiarkt. Zum einen wird der Biirgermeister nun nicht
mehr ernannt, sondern — wie in den anderen neuen Munizipalititen auch — vom
sakrebulo gewidhlt. Zum anderen diirften der Stadt gegebenenfalls auch die zu
erwartenden Einnahmen aus der Einkommensteuer zu einer grofleren Unabhédngigkeit
verhelfen, da auch diese Steuer aufgrund der vergleichsweise hohen Einkommen in
Tiflis in weit groBerem Malle als in anderen Stadten Autkommen generiert. Wenn es
tiberhaupt einer der Munizipalitidten unter den neuen Bedingungen gelingen sollte, die
ihr zugeordneten Aufgaben einigermafen zu erfiillen, dann nur der Hauptstadt.

Um so mehr ist zu erwarten, dass die Zentralregierung Wege suchen (und finden) wird,
die Stadt unter Kontrolle zu behalten. Sollte sie bei diesem Unterfangen scheitern
(womit allerdings derzeit kaum jemand ernsthaft rechnet), wird ein Machtwechsel im
Land sehr wahrscheinlich. Dies allerdings gilt bereits auf Grund der ,,natiirlichen®
Bedeutung Tiflis’ fiir Georgien und ist somit weitestgehend unabhingig von den
gesetzlichen Reglungen, die den Status der Hauptstadt bestimmen.

Anders als die Position Adschariens ist die Rolle von Tiflis somit auch als
Zukunftsperspektive fiir die abgespaltenen Territorien wenig tauglich. Umgekehrt
konnte eher die Gefahr, dass ein zu selbstbewusstes Tiflis die Zentralgewalt
herauszufordern droht, zum Argument werden, dem Entstehen weiterer selbstindiger
Machtzentren mit Vorsicht zu begegnen.

5. Bewertung

Unternimmt man den Versuch, die zu Beginn des Jahres 2007 umgesetzte Reform der
subnationalen Struktur Georgiens einer kritischen finanzwissenschaftlichen Wiirdigung
zu unterziehen, sind leider nur wenige Elemente zu erkennen, die auf eine Realisierung
des Effizienz steigernden Potenzials hoffen lassen, das Okonomen einer Politik der
Dezentralisierung iiblicherweise zumessen. Stattdessen dréngt sich eher der Eindruck
auf, dass die Verlagerung echter politischer Gestaltungsmoglichkeiten auf die
dezentrale Ebene politisch moglicherweise gar nicht gewollt ist und daher auch nur
oberflachlich und pro forma umgesetzt wird.

3 Hinzu kommen noch Einnahmen aus der Spielsteuer, die ebenfalls landesweit praktisch nur in
Tiflis anfillt.
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Die neu eingefiihrte Aufgabenzuordnung zwischen Zentrale und neu zu bildenden
kommunalen Einheiten, so viel ist immerhin zu konstatieren, entspricht weitgehend
dem, was in foderal organisierten Staaten der zentralstaatlichen Ebene einerseits und
den subnationalen Gebietskorperschaften andererseits iiblicherweise zugewiesen wird.
Dies bedeutet allerdings, dass die Kommunen, deren GréBe in der deutlichen Mehrzahl
der Fille auch nach der Gebietsreform nicht iiber 50.000 Einwohnern liegt’®, mit
Verantwortung fiir Bereiche betraut worden sind, die in anderen Lidndern auf einer
Ebene wahrgenommen wird, deren Grofe oft die des ganzen Staates Georgien deutlich
tibersteigt. In dieser Zuordnung reflektieren sich iiblicherweise Skalenvorteile und spill-
over-Effekte bei der Bereitstellung der entsprechenden offentlichen Giiter, die aus
Effizienzgriinden die Delegation an eine hinreichend groBle Korperschaft nahe legen.
Dass, wie gezeigt, die tatsdchlich verlagerten Kompetenzen gerade im Bildungs- und
Gesundheitsbereich im Ergebnis der georgischen Reform geringer bleiben diirften, als
es heute auf den ersten Blick scheinen mag, ist daher vom Gesichtspunkt der effizienten
Aufgabenverteilung durchaus zu begriiBen. Um so schwerer allerdings wiegt angesichts
dieser Probleme die reale finanzielle Belastung, die aus diesen Bereichen auf die
Kommunen zuzukommen droht, und es stellt sich die Frage nach der zu erwartenden
Finanzausstattung der kommunalen Ebene und damit nach der mit der Reform
verbundenen Dezentralisierung von Teilen des Steuerautkommens sowie dem neuen
vertikalen Finanzausgleich.

Der im Gesetz verankerte Gedanke, den Kommunen bei der wichtigsten ihnen
zustehenden Steuer (der Land- und Vermogenssteuer) ein Hebesatzrecht (wenn auch
nur innerhalb eines vorgegebenen Bandes) einzurdumen, ist im Sinne einer
effizienzorientierten Besteuerung grundsitzlich richtig. So ndmlich kann von den
Kommunen eine freie Entscheidung tiber die Kombination von Steuerbelastung auf der
einen und Menge und Qualitdt 6ffentlicher Leistungen auf der anderen Seite getroffen
werden, die den Priferenzen der Biirger nahe kommt®>. Voraussetzung ist dabei, dass
die Steuerbasis immobil beziehungsweise zumindest an die NutznieBer der staatlichen
Leistungen gekniipft ist, um eine ineffiziente race to the bottom bei den Steuersdtzen im
Konkurrenzkampf um die Steuerbasis zu vermeiden®®. Auch diese Anforderung ist mit
der georgischen Steuerzuordnung auf den ersten Blick erfiillt. Leider aber sind diese
Erwédgungen lediglich theoretischer Natur, solange in den Kommunen praktisch
keinerlei Basis fiir die betroffenen Steuern vorhanden ist. Im Fall der Einkommensteuer
dagegen, die tatsdchlich wenigstens eine gewisse Einnahmengrundlage in die Fldche
tragen konnte, ist auf ein eigenes Gestaltungsrecht der Kommunen verzichtet worden.

Auch zum Finanzausgleich ist zu sagen, dass die Entscheidung fiir ein
formelorientiertes Zuweisungssystem Planungssicherheit bieten kann und so eine
wichtige Voraussetzung effizienten Wirtschaftens auf kommunaler Ebene mitbringt.
Zur vorgesehenen Gestaltung der Ausgleichsformel ist allerdings kritisch anzumerken,

# Vier der Rayone bringen es laut Statistischem Amt Georgiens nicht einmal auf 10.000
Einwohner - vgl. Statistics Georgia 2006, hier:
http://www.statistics.ge/ files/georgian/population/ mosaxleoba%201997-2006.doc.

* Die Anniherung von politischem Angebot und Priferenzen der Biirger kann dabei sowohl im
demokratischen Verfahren als auch mittels des Tieboutschen voting by feet erfolgen, vgl. Tiebout
(1956).

%% vgl. Wildasin (1988).
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dass die gewdhlte Orientierung am tatsdchlichen Steueraufkommen zu Fehlanreizen
fithren kann. Wenn ndmlich den Kommunen jeder Lari Ausfall an Steuereinnahmen zu
(bis zu) 70 Prozent aus dem Staatshaushalt ersetzt wird, schafft das Anreize, zum einen
Steuersitze dort, wo ein Diskretionsspielraum besteht, ineffizient niedrig zu wihlen®’,
und zum anderen beim Eintreiben der Steuern ineffizient wenig Sorgfalt walten zu
lassen, denn die ausgefallenen Steuern verbleiben voll bei ortsansdssigen Biirgern und
Unternehmen, wihrend die Kommune gleichzeitig fiir diesen Verlust von staatlicher
Seite (teilweise) entschidigt wird™®. Viel schwerer noch beim Versuch einer kritischen
Wiirdigung des beschlossenen Finanzausgleichs wiegt der Umstand, dass dessen in der
Ausgleichsformel implizit avisiertes Volumen viel zu gering sein diirfte, um spiirbar
Wirkung zu entfalten. Zunéchst ist nicht einsichtig, wie in einer Situation, in der die
Steuereinnahmen der Kommunen landesweit bei weitem nicht ausreichen diirften, um
die ihnen zugeordneten Aufgaben auch nur ansatzweise erfiillen zu konnen, das
durchschnittliche kommunale Steueraufkommen pro Kopf als geeigneter Orien-
tierungspunkt fiir eine noch darunter liegende Mindestausstattung dienen soll*’. Hinzu
kommt, dass durch die Deckelung der Gesamtzuweisungen die Moglichkeit einer
weiteren Reduzierung der ohnehin kargen Transfers im Raum steht. V6llig zur Farce
wird der Finanzausgleich sodann durch die Nichteinbeziehung von Tiflis bei der
Durchschnittsbildung — also die Herausrechnung der einzigen Kommune, auf die die
oben skizzierte Situation der weitgehenden Mittellosigkeit nicht in dieser Schirfe
zutrifft. Diese Gestaltung des Finanzausgleichs ist daher maximal als erster Schritt in
Richtung auf eine echte finanzielle Absicherung kommunaler Autonomie zu verstehen
(so eine solche denn iiberhaupt politisch gewollt ist).

Betrachtet man somit die unzureichende Aufkommenswirkung beider Aspekte der
Reform der kommunalen Einnahmen und stellt dieser die zu erwartenden
Mehrbelastungen auf der Ausgabenseite gegeniiber, liegt klar vor Augen, dass sich die
desolate finanzielle Situation der kommunalen Ebene in der unmittelbaren Zukunft eher
verschlimmern als verbessern diirfte. Damit ist zu erwarten, dass in der georgischen
Verfassungswirklichkeit ~wahrscheinlich auch  weiterhin  willkiirlich  gewéhrte
individuelle Transfers an einzelne Kommunen das zentrale Finanzierungsinstrument fiir
deren Aufgaben bleiben diirften. Institutionelle Kongruenz', in deren Kontext
Dezentralisierung tatsdchlich zu einer effizienteren Verwendung offentlicher Mittel
fihren konnte, wird so nicht erreicht, stattdessen entscheidet Tiflis iiber originidre Be-

37 Ineffizient niedrig“ meint hier, dass der Steuersatz niedriger gewihlt wird, als er — unter
Absehung von Einkommenseffekten — im Fall der finanziellen Selbststindigkeit gewahlt wiirde.

* In diesem Zusammenhang ist es durchaus positiv zu bewerten, dass die Steuererhebung
organisatorisch auch weiterhin der zentralen Ebene zugeordnet bleibt, dennoch sind gewisse
Moglichkeiten der Kommunen, hier Einfluss zu nehmen, nicht auszuschlieB3en.

** Wenn 70 Prozent der Liicke zum Durchschnitt der Pro-Kopf-Einnahmen gefiillt werden, bilden
70 Prozent dieses Durchschnittes somit die finanzielle Pro-Kopf-Finanzausstattung einer
Kommune ohne eigene Einnahmen und damit die rechnerische Mindestausstattung.

* Institutionelle Kongruenz, also die Ubereinstimmung der Gruppen derer, die iiber eine
MaBnahme beschlieBen, den Nutzen aus dieser ziehen und sie finanzieren, stellt einen direkten
Weg dar, die Voraussetzung fiir eine effiziente Bereitstellung o6ffentlicher Leistungen auf
dezentraler Ebene zu gewihrleisten. Sind dagegen nicht alle NutznieBer an der Entscheidung
beteiligt (z.B. bei spill-over-Effekten), ist im Ergebnis eine ineffizient niedrige Menge der
offentlichen Aktivitdt zu erwarten; werden dagegen Leute zur Finanzierung herangezogen, die
nicht in die Entscheidungsfindung einbezogen sind, liegt es nahe, dass diese ausgebeutet werden,
um die Leistung in zu groBem MaB3e bereitzustellen. — Vgl. Blankart (2005).
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lange der Kommunen wesentlich mit und liefert auch direkt oder indirekt die
Finanzierung. Diese Situation &ndert sich erst, sobald entweder echter
Diskretionsspielraum beziiglich der eigenen Steuereinnahmen gewihrt wird (also
Kommunen die Moglichkeit bekommen, Verdnderungen an Séitzen von Steuern
vorzunehmen, die auch tatsdchlich nennenswert Aufkommen generieren) oder
Kommunen ausreichend eigene Einnahmen erzielen, um auf individuelle Zuweisungen
der Zentrale ganz verzichten zu konnen*'. AuBer fiir die Stadt Tiflis zeichnet sich eine
solche Entwicklung aber nirgendwo auch nur als mittelfristige Moglichkeit ab.

Diese Einschédtzung lédsst sich ohne groflere Abstriche auch auf die autonome Republik
Adscharien tibertragen. Solange auch hier die Kommunen wie auch sonst im Lande von
Tiflis abhéngen und auch die Republikregierung nicht frei ist, eigene Entscheidungen zu
treffen und eigene Einnahmen selbststindig auszugeben, bleibt die Autonomie
wirkungslos. Sie ist in dieser Form nicht Effizienz steigernd, sondern lediglich teuer.
Will man sie nicht abschaffen, sollte man sie also mit Inhalt fiillen — gerade die
historische Kontinuitdt dieser Region in Verbindung mit der unbestrittenen
Zugehorigkeit zu georgischem Volk und Staatsverband sind eigentlich ideale
Voraussetzungen, um hier einen Versuch in Sachen dezentrale Entscheidungsfindung zu
unternehmen. Eine solche Dezentralisierung allerdings wiirde die tatsdchliche
Bereitschaft der Zentralregierung voraussetzen, Kompetenzen und finanzielle Mittel
weiterzugeben. Eine solche Bereitschaft ist in Georgien derzeit offenkundig nicht
gegeben. Stattdessen scheint es momentan der Zentralregierung zu gelingen, auf dem
Weg iiber eine nominelle ,,Dezentralisierung die Kommunen und Regionen des
Landes, eingeschlossen die bisher einzige autonome Republik, noch stirker an sich zu
binden und das Netz aus personlichen und parteipolitischen Loyalititen, mit Hilfe
dessen sie das Land politisch weitgehend kontrolliert, noch weiter zu verstirken. Dabei
spielt sie eine Strategie des Alles-oder-Nichts: Sollte eines Tages die Macht in Tiflis
verloren gehen, gibt es keinen regionalen Riickzugsraum, der zum Uberwintern und zur
Regeneration zur Verfligung stiinde. Zum gegenwirtigen Zeitpunkt allerdings scheint
diese Moglichkeit eher theoretischer Natur zu sein, denn noch steht niemand bereit,
Prasident Saakashvili und seine Gefolgsleute zu ersetzen.

Sieht man von der offenkundigen Klientelpolitik ab, die, anfangs mit den Erfordernissen
der Konsolidierung nach revolutiondrer Machtiibernahme begriindet, mittlerweile zum
Hindernis einer tiefer gehenden Demokratisierung des Landes wird, ist gegen den
Gedanken, ein Land der Grofe und des Entwicklungsstandes Georgiens weitgehend
zentralistisch von der Hauptstadt aus zu regieren, grundsitzlich wenig einzuwenden.
Als Argumente wiren in diesem Sinne beispielsweise anzufithren, dass von vielen
offentlichen Leistungen, die in den wenigen Zentren des Landes — insbesondere in der
Hauptstadt Tiflis, aber auch in den Hafenstddten Poti und Batumi — erbracht werden,
zweifelsohne das ganze Land mit profitiert, also klassische spill-over-Effekte gegeben
sind. Des Weiteren lieBe sich anfithren, dass gegenwirtig nur auf das Notigste
beschriankte offentliche Leistungen in Verbindung mit der ethnischen Homogenitét des
Landes vermuten lassen, dass Kosteneinsparungen durch Skaleneffekte mogliche
Nutzengewinne aus dem individuellem Zuschnitt der 6ffentlichen Aktivititen deutlich

*! Wesentlich ist hier nicht, dass der Verzicht tatsichlich stattfindet, sondern in erster Linie, dass
er stattfinden konnte, ohne dass die Kommune unter der Last ihrer unverzichtbaren Aufgaben
zusammenbrechen wiirde.
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iibersteigen diirften (solange es nicht um im engeren Sinne klassische kommunale
Aufgaben geht). Zum dritten steht angesichts der Einkommenssituation weiter Teile der
Bevolkerung bei vielen politischen Mallnahmen die Frage der Verteilungswirkung im
Vorgergrund42, was ebenfalls eine Entscheidungsfindung auf zentraler Ebene nahe
legt™.

Ein solcher somit durchaus zu vertretender Zentralismus sollte dann allerdings auch
politisch offen vertreten werden. Ebenfalls wesentlich wire es auch in einem solchen
Kontext, die Kommunen fiir die ihnen verbleibenden klassischen kommunalen
Aufgaben im Rahmen eines durchschaubaren und verldsslichen Systems finanziell
hinreichend auszustatten. Bleibt Georgien allerdings zentralstaatlich organisiert — womit
angesichts der soeben beschriebenen Nicht-Dezentralisierung zu rechnen ist — bleibt
auch die Frage einer verbesserten Perspektive fiir die wieder einzugliedernden
Landesteile Abchasien und Siid-Ossetien offen. In diesen Fallen namlich legt sich schon
auf Grund ethnischer und sprachlicher Unterschiede, aber auch mit Blick auf das durch
die Auseinandersetzungen der letzten Jahre geschwundene gegenseitige Vertrauen das
Angebot einer weitgehenden Dezentralisierung nahe, die eine Alternative zum
abschlieBenden Vollzug der Sezession bieten konnte**. Auch wenn mit Blick auf die
Stabilisierung des Staatswesens das Leitbild der institutionellen Kongruenz merklich an
Strahlkraft verliert”, bedarf es somit einer Alternative zum gegenwartigen Zustand der
Vollzentralisierung unter politischer Versklavung jeglicher lokaler Entscheidungstriger.
Diese Alternative sollte zum einen in Bereichen, in denen eine landesweit einheitliche
Regelung fiir die Bevolkerung in den betroffenen Regionen in besonderer Weise
Einschrankungen mit sich brichte, fiir weitgehende Autonomie sorgen, zum anderen
aber bei kostenintensiven Verwaltungsaktivititen die Skaleneffekte zentraler
Bereitstellung in Anspruch nehmen. Die bereits bestehende zentrale Organisation
insbesondere der Steuerverwaltung konnte sich hier als Vorteil erweisen. Zur
Finanzierung der dezentralisierten Aufgaben wire es wiinschenswert, den Regionen
eine hinreichend ergiebige Steuerbasis zur Verfiigung zu stellen und diese nétigenfalls
um einen formelorientierten, politischer Willkiir entzogenen Finanzausgleich zu

. 46
crganzen .

Die adscharische Autonomie bietet, wie beschrieben, eine geradezu ideale Moglichkeit,
in solcher oder vergleichbarer Form ein Konzept regionaler Autonomie zu entwerfen
und weiterzuentwickeln. Dass davon kein Gebrauch gemacht, sondern im Gegenteil
auch und gerade in Adscharien unter dem Banner angeblicher Autonomie die
Zentralregierung als einziger echter Entscheidungstréger institutionell verankert wird,
zieht dagegen die Glaubwiirdigkeit auch der Angebote in Frage, die die georgische

* Dies gilt beispielsweise fiir die Frage des Umgangs mit 6ffentlichen Versorgungsunternehmen:
so dirfte eine vollige Privatisierung hier aus sozialpolitischen Griinden nur in Verbindung mit
einer substantiellen Subventionierung der Verbraucherpreise realistisch sein.

® Um Ineffizienzen durch Wanderungsbewegungen und race-to-the-bottom-Wettbewerb zu
vermeiden, wird Sozialpolitik gemeinhin als klassische Aufgabe der zentralen Regierungsebene
angesehen.

* Vgl. Panizza (1998).

* Vgl. Benz (2003).

* Idealerweise orientiert sich ein solcher Finanzausgleich an einer GroBe, die die Region
zumindest kurzfristig nicht beeinflussen kann, also z. B. bei Steuersatzautonomie nicht am
tatsdchlichen Steueraufkommen, sondern an der zu Grunde liegenden Steuerbasis.
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Regierung im Rahmen der Friedensbemiihungen von Vereinten Nationen und OSZE
den Regierungen von Abchasien und Siid-Ossetien gemacht hat*’.

Literatur

Benz, Arthur (2003): Foderalismus und Demokratie. Eine Untersuchung zum
Zusammenwirken zweier Verfassungsprinzipien (Hagen), in: polis, Nr. 57/2003

Blankart, Charles B.(2005): Offentliche Finanzen in der Demokratie. Eine Einfiihrung
in die Finanzwissenschaft (Miinchen: Vahlen).

Economist (2005): ,,After Aslan. Ajaria, a Georgian success story®, in: The Economist,
18. August.

ICG [International Crisis Group] (2004): Saakashvili's Ajara Success.: Repeatable
Elsewhere in Georgia?, 1CG Europe Briefing, 18 August,
http://unpanl.un.org/intradoc/groups/public/
documents/UNTC/UNPANO18787.pdf

Panizza, Ugo (1998): ,,Decentralization as a Mechanism to Prevent Secession®, in:
Economic Notes, Bd. 27 (2), S. 263-279.

Tiebout, Charles M. (1956): ,,A Pure Theory of Local Expenditures®, in: The Journal of
Political Economy, Bd. 64 (5), S.416-424.

UNDP [United Nations Development Programme] (2005): Fiscal Decentralization in
Transition Economies. Case Studies from the Balkans and Caucasus (Bratislava:
UNDP)

Venice Commission [European Commission for Democracy through Law] (2004):
Opinion on the Draft Constitutional Law of Georgia on the Status of the
Autonomous Republic of Adjara. Adopted by the Venice Commission at its 59th
Plenary Session (Venice, 18-19 June 2004) on the basis of comments by Mr
Giorgio Malinverni (Member, Switzerland) [,] Mr Hans-Heinrich Vogel
(Substitute Member, Sweden), CDL-AD(2004)018, Opinion no. 291/2004,
http://www.venice.coe.int/docs/2004/CDL-AD(2004)018-e.pdf

Wildasin, David E. (1988): ,,Nash Equilibria in Models of Fiscal Competition®, in:
Journal of Public Economics, Bd. 35, S. 229-240.

Y7 With Ajara's head of government nominated by the president, however, it seems highly
unlikely that the heads of other regions will be given greater democratic legitimacy.* (ICG, S. 12)

17



Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitrige
Prof. Dr. Hans-Georg Petersen

Also published in this series:

Economic Aspects of Agricultural Areas Management and Land/Water

Nr. 1 7/95 H.-G. Petersen Eeotones Conservation
Nr. 2 7/95 H.-G. Petersen Pros and Cons of a Negative Income Tax
Nr. 3 7/95 C. Sowada Haushaltspolitische Konsequenzen steigender Staatsverschuldung in Polen
Die Elektrizititswirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland
Nr. 4 8/95 C. Bork - Das Tarifpreisgenehmigungsverfahren und seine Auswirkungen auf eine
potentielle Netziibernahme nach Ablauf von Konzessionsvertrigen
Transformation Process After Five Years: Behavioral Adaptation and
Nr. 5 10/95 H-G. Petersen Institutional Change - The Polish Case
C. Bork
K. Muller Wider den Sachzeitwert - Untersuchung zur Frage des angemessenen Uber-
Nr. 6 11/95 . o
H.-G. Petersen nahmepreises von Elektrizititsversorgungsnetzen
S. Wirths
Nr. 7 1/96 C. Sowada Sozialpolitik im Transformationsprozess am Beispiel Polens
K& Miller Okosteuerreform und Senkung der direkten Abgaben: Zu einer Neuge-
Nr. 8 4/96 T. Nagel
staltung des deutschen Steuer- und Transfersystems
H.-G. Petersen
Nr. 9 6/96 H.-P. Weikard The Rawlsian Principles of Justice Reconsidered
Nr. 10 9/96 H.-G. Petersen Effizienz, Gerechtigkeit und der Standort Deutschland
Nr. 11 10/96 H.-P. Weikard Sustainable Freedom of Choice - A New Concept
C. Bork Aufkommens- und Verteilungswirkungen einer Reform der Rentenbesteue-
Nr. 12 2/97 I < N?"ll . rung mit einem Kommentar von H.-P. Weikard zu Rentenbesteuerung und
P e Kotrespondenzprinzip
Nr. 13 2/97 C. Bork Ein einfaches mikrodkonomisches Gruppensimulationsmodell zur Ein-
kommensbesteuerung
Nr. 14 3/97 HL.-G. Petersen Das Neuseelagd Experiment: Ist das die zukiinftige Entwicklung des
deutschen Sozialstaats?
Nr. 15 4/97 H.-P. Weikard Contractarian Approaches to Intergenerational Justice
Nr. 16 8/97 H.-G. Petersen Schriftliche Stellungnahme zum Entwurf eines Steuerreformgesetzes (StRG)
: C. Bork 1999 der Fraktionen CDU/CSU und F.D.P.
Nr. 17 10/97 H.-P. Weikard Property Rights and Resource Allocation in an Overlapping Generations
Modell
Wieviel Staat braucht der Markt und wieviel Staat braucht die Gerechtigkeit?
Nr. 18 10/97 C. Sowada Transformation des polnischen Sozialversicherungssystems im Lichte der
deutschen Erfahrungen
C. Bork Effekte der Verrechnungsméglichkeit negativer Einkiinfte im deutschen
Nr. 19 12/97 N .
K. Muller Einkommensteuerrecht
C. Bork Ein Vergleich moglicher Datensitze zur Eignung fir steuerpolitische
Nir. 20 01/98 . )
H.-G. Petersen Simulationsrechnungen
S. Gabbert . . .
Nr. 21 02/98 H.-P. Weikard Food Deficits, Food Security and Food Aid: Concepts and Measurement
H.-G. Petersen Finanzpolitischer Reformbedarf jenseits der Besteuerung Konsequenzen fiir
Nr. 22 01/99 . )
C. Bork die Aufgabenseite
Nr. 23 02/99 C. Sowada Soziale Reformen in Polen. Zwischen Bewahrung und Neuanfang.
Zur Theorie der Einstellungen zur Staatstitigkeit
Nr. 24 06/99 G. LeBmann - Moglichkeiten und Grenzen der Erfassung -
Nr. 25 07/99 H.-G. Petersen The German Tax and Transfer System: A Problem Oriented Overview




Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitrige
Prof. Dr. Hans-Georg Petersen

Nr. 26 07/99 C. Bork Revenue and Distributional Effects of the Current Tax Reform Proposals in
’ H.-G. Petersen Germany — An Evaluation by Microsimulation
Nr. 27 11/99 H.-G. Petersen Arbeit organisieren — Sozialstaat erneuern
Die Regionalisierte Okologische Gesamtrechnung: Mittel zur Darstellung
regionaler umwelt6konomischer Tatbestinde
Nr. 28 11/99 U. Paschen
- Hintergrund, Konzeption und Anwendungsméglichkeiten im Rahmen des
interdisziplindiren GRANO-Projektes
H.-G. Petersen Gutachten im Auftrag des Ministeriums der Finanzen des Landes Branden-
S. Anton burg: Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung: Mischfinanzierungen
Nr.29a  04/00 C. Bork und Gemeinschaftsaufgaben
C. Sowada (Teil a, Text des Gutachtens)
Titel s. Nr. 29 a
Nt.29b 04/00 s.Nr. 29 a . .
(Teil b, tabellarischer Anhang)
Nr. 30 04/00 H.-G. Petersen Die gesetzliche und freiwillige Altersvorsorge als Element eines konsum-
’ B. Raffelhiischen orientierten Steuer- und Sozialsystems
S. Anton
Nr. 31 07/02 M. Brehe Das Konzept der Einfachsteuer im empirischen Text
H.-G. Petersen
Nr. 32 08/02 H.-G. Petersen The Polit-economic Situation in Germany: Chances for Changes in
Resource and Energy Economics
Nr. 33 12/02 H.- G. Petersen Flskahscher. Foderahsmus als Mittel fr{edhcher Integration
— das Beispiel Bosnien und Herzegowina
Nr. 34 01/03 H.- G. Petersen Zu einer Fundamentalreform der deutschen Einkommensteuer:
’ M. Rose Die Einfachsteuer des ,,Heidelberger Kreises*
Nr. 35 02/03 H.-G. Petersen Soziale Gerechtigkeit und Leistungsfihigkeit in dynamischer Perspektive
Nr. 36 07/03 H.-G. Petersen Globalisierung und soziale Gerechtigkeit
Nr. 37 08/03 A Keser S.taat}lcl.le.Belastung fabrikneuer PK\W im europiischen Vergleich und Preis-
diskriminierung auf dem Automobilmarkt
Die Strukturfonds der EU. Eine 6konomische Einschitzung vor dem
Nr. 38 08/03 J Ehrke Hintergrund ihrer historischen Entwicklung
H.-G. Petersen . . .
Nr. 39 12/03 A, Fischer Wirkungen der Einfachsteuer auf die Steuerbelastung von Haushalten und
Unternehmen
J. Flach
Nr. 40 12/03 1. Flach Die Auswirkungen der Unternehmenssteuerreform auf ausgewihlte Unter-
nehmen
Nr. 41 02/04 H.-G. Petersen Capital Flight and Capital Income Taxation
Nr. 42 03/04 H.-G. Petersen Redistribution and the Efficiency-Justice Trade-off
Nr. 43 06/04 H.-G. Petersen Vom Nehmen vor dem Geben: Ist der Staat als Wohltiter ein starker Staat?
Nr. 44 07/04 H.-G. Petersen International Experience with alte}rnatlve .Forrns of Social Protection:
Lessons for the Reforms Process in Russia
Systematic Change Instead of Curing Symptoms:
Nr. 45 07/04 H.-G. Petersen Coordinating Social and Private Health Insurance in Germany and Beyond
Nr. 46 07/04 R. E. Becker General Classification of Social Choice Situations
Nr. 47 09/04 R E. Becker Revlsltlgg Pgbhc Investment — Consumption Equivalent Public Capital and
the Social Discount Rate
Unemployment in Germany and the Eurosclerosis Debate
Nr. 48 03/05 D. Drechsler — Cant the Hartz Reforms Induce Higher Employment?
Nr. 49 04/05 B. Eberhardt Public Pensions in the U.S.

— Fitting Social Security for the Future




Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitrige
Prof. Dr. Hans-Georg Petersen

Nr. 50 08/05 H.-G. Petersen Konsumorientierte Besteuerung als Ansatz effizienter Besteuerung

Nr. 51 02/06 H.-G. Petersen Studlengebuhren.— Chancen und Risiken einer Reform der
Hochschulfinanzierung

Nr. 52 03/06 O. Riilicke §taathche BelasFungen Von.Nutzfahrzeugen in Europa im Lichte der
Skologischen Zielkonformitit

Nr. 53 05/07 H.-G. Petersen UWM/ UP Joint Study Program: Experience, Problems, and Future
Perspectives

Nr. 54 08/07 A. Lkhagvadorj Status Quo on Fiscal Decentralisation Mongolia

Specials Series:

Arbeitspapiere des Deutsch-Georgischen Arbeitskreises
fiir Finanz- und Sozialpolitik

No.

No.

G-1

G-2

07/07

08/07

H.-G. Petersen

A. Silagadze

S. Gelaschwili

Nachhaltigkeit in Finanz- und Sozialpolitik:
Probleme und Lésungsansitze fiir den Transformationsprozess in
Georgien

Die Entwicklung der Finanzpolitik in Georgien

Industrial and Social Policies in Countries in Transition

No.

No.

S-1

S-2

.S-4

.S-5

. S-6

.S-7

.S-8

. S-10

.S-11

. S-12

12/97

06/98

06/98

06/98

06/98

06/98

06/98

10/98

11/98

03/99

05/99

06/99

H.-P. Weikard

H.-G. Petersen
C. Sowada

B. Czasch
A. Balmann
M. Odening
T. Sobczak
M. Switlyk

R. Bakardjieva
C. Sowada

R. Bakardjieva

M. Bednarski

G. D. Demopoulos
E. K. Fratzeskos

P. Kurowski

S. Golinowska

M. Switlyk

B. Czasch
A. Balmann
M. Odening

M. Bednarski

P. Kurowski

Industrial Policies and Social Security: Investigating the Links

On the Integration of Industrial and Social Policy in the Transition
Process

Die Umstrukturierung landwirtschaftlicher Unternehmen beim Ubet-
gang zur Marktwirtschaft unter besonderer Berticksichtigung des
Faktors Arbeit

Soziale Sicherung in Bulgarien 1991-1997. Entwicklung - Stand — Pers-
pektiven

Der Privatisierungsprozef3 in Bulgarien - Strategien, Widerspriche und
SchluB3folgerungen

Privatisation Policy and Industrial Policy in Poland in the Period of
Transformation

Macroeconomic Developments and Problems in the Transition Process
of the Bulgarian Economy

Scope and Forms of State Support to Enterprises in Poland in Period
of Transition

Public Social Expenditures in Poland in the Period of Transition

The Economic Standing of the Partnership Companies which Lease
Agricultural Real Estate from the Agricultural Property Agency of the
State Treasury in Gorzéw Voivodeship in 1996 and 1997

Organisation und Effizienz landwirtschaftlicher Unternehmen wihrend
der Umstrukturierung des Agrarsektors
- Eine empirische Analyse fiir Brandenburg -

Industrial Policy and Social Strategy at the Corporate Level in Poland:
Qestionnaire Results

W




Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitrige
Prof. Dr. Hans-Georg Petersen

H.-G. Petersen

The Tax and Social Contribution System in Bulgaria: Formal Structure

No.$-13 - 06/99 A. Naydenov and Possible Impacts
R. Bakardjieva The Employment Crisis, Pensions and Poverty in Bulgaria 1990-1998.
No. S-14  07/99 .
C. Sowada Trends Consequences — Preventative measures
R. Rusielik Organisation and Efficiency of Agricultural Enterprises in
No. S-15 07/99 T. Sobczak . . . , . .
. Transformation: An Empirical Analysis of the Gorzéw Voivodeship
M. Switlyk
No. S-16 07/99 R. Bakardjieva Privatisation in Bulgaria. Strategies, Methods, Results and Conclusions
C. Sowada
A. Christev Privatisation and Ownership: The Impact on Firms in Transition
No.$-17  07/99 H.-G. Petersen Survey Evidence from Bulgaria
A. Christev Social Benefits and the Enterprise: Some Recent Evidence from
No.$-18  07/99 H.-P. Weikard Bulgaria and Poland
A. Christev . - .
No.S-19  07/99 . Employment and Wages in Transition: Panel Evidence from Poland
F. FitzRoy
No. $-20  07/99 H1-G. Petersen The Polish an Bulgarian Questionnaires

C. Sowada



	Titelblatt
	Abstract
	Key words
	JEL codes

	Inhaltsverzeichnis
	Tabellen- und Abbildungsverzeichnis
	1. Die Situation bis Ende 2006
	2. Die Reform 2007
	3. Adscharien als Präzedenzfall?
	4. Der Sonderfall Tiflis
	5. Bewertung
	Literatur
	Also published in this series

